
BETRUGSMASCHE

Polizisten oder Kriminalbeam-
te aus. Ihr Ziel sind Geldtrans-
fers oder Datenspionage. „Le-
gen Sie sofort auf, wenn Sie der-
artige Anrufe erhalten“, lautet
der Rat der Experten.

Die Meldestelle für Rufnum-
mernmissbrauch warnt vor ei-
ner neuen Betrugsmasche: Be-
trüger rufen mit österrei-
chischen Telefonnummern an
und geben sich auf Englisch als

Betrüger rufenals Polizistenan

AUFSPERRDIENSTE

Die Arbeiterkammer warnt regelmäßig vor
der Beauftragung von unbekannten Unter-
nehmen, die einen Aufsperrdienst anbieten.
Oft versteckt sich dahinter Abzocke. Besser
Sie speichern sich die Nummer eines heimi-
schen Anbieters für Notfälle ins Telefon!

Abzocke im Internet
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mit ihnen imHaus lebt,
isoliertwerden. Sie lässt
keinenVerwandtenzu ih-
renEltern.Könnenwirhier
eingreifen?
ANTWORT: „Nicht nur Familien-
angehörige, auch sonstige Be-
kannte oder Freunde der ver-
tretenen Person können das zu-
ständige Pflegschaftsgericht
über allfällige ungerechtfertig-
te Kontaktverbote durch eine
Vertretungsperson informie-
ren“, erklärt Gießauf. Das Ge-
richt sei in weiterer Folge von
Amts wegen dazu verpflichtet,
den Sachverhalt zu ermitteln
und die zur Sicherung des
Wohles der vertretenen Person
nötigen Verfügungen zu tref-
fen.

Wohl erheblich gefährdetwäre.
„Diese Rechtsnorm ist jeden-
falls streng auszulegen, weil
doch die Untersagung persönli-
cher Kontakte einen massiven
Eingriff in die Persönlichkeits-
rechte darstellt“, erklärt Gieß-
auf.GemäßParagraf259,Absatz
4 im ABGB könnten sich in so
einem Fall kontaktwillige Per-
sonen an das jeweils örtlich zu-
ständige Pflegschaftsgericht
wendenund auf die Beeinträch-
tigung desWohles der vertrete-
nen Person durch ein unge-
rechtfertigt ausgesprochenes
Kontaktverbot hinweisen.

4 Unserebetagten
Nachbarnerzählen

uns immerwieder, dass
sievon ihrerTochter, die

Henrik Gießauf
ist Rechtsan-
walt in Graz

GESCHÄFTSRÄUME

EinUrteil desOberstenGerichtshofes zur
Frage, ob für ein Nagel- und Kosmetik-

studio in einemEinkaufszentrumfürdieZeit
der Lockdowns seit Pandemiebeginn Miete
zu zahlen ist, schafft weitere Klarheit in ei-
nem seit Pandemiebeginn strittigen Thema.
„Hier wird klargestellt, dass nach Paragraf

1104 ABGB der Geschäftsraummieter nicht
nur von der Bezahlung der Miete, sondern
auch von den Betriebskosten undNebenkos-
ten befreit ist, wenn das Bestandsobjekt in-
folge des Betretungsverbotes nicht betreten
werden kann und dadurch der vereinbarte
Geschäftszweck vereitelt wird“, erklärt
Rechtsanwältin Heidi Lallitsch von der
Kanzlei SCWP Schindhelm die Tragweite.
Auch beim Thema Fixkostenzuschuss

sorgt der OGH für Klarheit, wie Lallitsch be-
tont: Beim Fixkostenzuschuss handelt es
sich demnachumeine Förderung vonUnter-
nehmen, um deren Liquidität in dieser Kri-
senzeit sicherzustellen. Eine Verpflichtung
des Bestandnehmers, der mit dem Fixkos-
tenzuschuss vom Staat gefördert wird, die-
sen an den Vermieter herauszugeben, sieht
weder die Verordnung noch die Richtlinie
dazu vor. Es handelt sich demnach nicht um
eine staatliche Zuwendung, den Mietzin-
sentfall der Geschäftsraummieter wettzu-
machen. „Unternehmer sind sohin nicht ver-
pflichtet, den erhaltenen Fixkostenzuschuss
an Vermieter herauszugeben“, lautet die er-
freuliche Nachricht für Selbstständige.

Mietzinsbefreiung
imLockdown


